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SCHWERPUNKT
Gewährleistung von Trans-
parenz bei der Entsorgung 
nuklearer Abfälle: Monito-
ring als soziale Innovation
Einführung in den Schwerpunkt
von Peter Hocke, ITAS, Anne Bergmans, Uni-
versität Antwerpen, und Sophie Kuppler, ITAS
In allen Bereichen, in denen radioaktive Materi-
alien zum Einsatz kommen – in Industrie, For-
schung, medizinischen Anwendungen und ins-
besondere bei der Erzeugung von Kernenergie 
– fällt radioaktiver Abfall an. Die Gefahr, die von 
den hochaktiven (lebensbedrohliche Strahlendo-
sen) und langlebigen (die Radioaktivität bleibt bis 
zu 100.000 oder sogar Millionen von Jahren er-
halten) Abfällen insbesondere aus Kernkraftwer-
ken ausgeht, ist für die Gesellschaft zu groß, um 
sich ihr für immer auszusetzen; die Abfälle wür-
den eine ständige Behandlung und aufmerksame 
Fürsorge erfordern. Daher wurde bereits im Jahr 
1957 von der US National Academy of Science 
die Endlagerung in tiefen geologischen Formatio-
nen als sicherste Entsorgungsmöglichkeit für die-
se Art von Abfällen vorgeschlagen (NAS 1957).
Gegenwärtig ist ein zentraler Diskussi-
onspunkt in der jahrelangen Debatte über die 
bestmögliche Umsetzung eines solchen geolo-
gischen Endlagers der über das „Monitoring“. 
Der Begriff bezieht sich v. a. auf die technische 
Erfassung von Daten über die Entwicklung eines 
Endlagers und seiner Umgebung. Aber auch die 
gesellschaftliche Deutung dieser technischen Da-
ten und die Einbindung der Monitoring-Aktivitä-
ten in den Kontext „verantwortlichen Handelns“ 
oder „kontinuierlicher Wachsamkeit“ („constant 
vigilance“) sind Teil der Debatte.
1 Notwendigkeit eines Strategiewechsels
Bis vor Kurzem herrschte in Ländern wie der 
Schweiz, Deutschland und Belgien die Meinung 
vor, dass der Bau eines geologischen Tiefenla-
gers einfach zu realisieren sei und ein sicheres 
Endlager innerhalb von zwei bis drei Jahrzehn-
ten errichtet werden könne.
Mit der zunehmenden Konkretisierung des 
Konzepts der Endlagerung in geologischen For-
mationen geriet die Idee eines von Anfang an war-
tungsfreien Endlagers immer mehr unter Druck. 
Die ursprüngliche, vereinfachte Vision einer re-
lativ schnellen Abfolge von Genehmigung, Bau 
und Betrieb bis hin zum vollständigen Verschluss 
der Anlage hat sich in einigen Ländern als unre-
alistisch erwiesen. Mehrere strategische Rich-
tungswechsel, Entscheidungsblockaden, Proteste 
und andere unvorhergesehene Hindernisse, ein-
schließlich technischer Probleme, haben diese 
Bemühungen verzögert und werden es wohl auch 
weiterhin tun (z. B. Hocke/Renn 2009; Rosa et al. 
2010). Darüber hinaus scheint sich in den meisten 
Fällen die ursprünglich geschätzte Betriebsdauer 
einer Anlage oder zumindest der Zeitraum nach 
Einlagerung der Abfälle und vor dem endgültigen 
Verschluss der Anlage von wenigen Jahrzehnten 
auf mindestens ein Jahrhundert zu erhöhen.
Hinzu kommt, dass viele Menschen sich 
darüber Gedanken machen, ob die langfristigen 
Sicherheitsansprüche nach dem endgültigen Ver-
schluss eines geologischen Endlagers auch tat-
sächlich eingelöst werden können.
Vor diesem Hintergrund wurde die Forderung 
nach einem stärker am Vorsorgeprinzip orientier-
ten Ansatz immer lauter. In der Debatte werden 
verschiedene Aspekte dieses Ansatzes hervorge-
hoben. Einer dieser Aspekte ist, dass es aufgrund 
der extrem langen Zeiträume, um die es hier geht, 
unmöglich ist, eine Entsorgungsoption als Lösung 
zu bezeichnen – auch wenn sie als abschließend 
oder endgültig betrachtet wird. Keiner der heute 
lebenden Menschen (und ebenso wenig von den 
nächsten hundert, wenn nicht gar Tausenden von 
Generationen) wird erfahren, ob das Konzept der 
passiven Sicherheit durch geologische Endlage-
rung tatsächlich funktioniert hat (vgl. Berkhout 
1991). Daher ist nicht jeder bereit, bedingungs-
loses Vertrauen in die Geologie zu setzen – ein 
Gefühl, dass durch die negativen Erfahrungen mit 
früheren Sicherheitsanalysen noch verstärkt wird. 
In Deutschland beispielsweise haben die Proble-
me mit der Schachtanlage „Asse“, einem ehema-
ligen Forschungsbergwerk, das am Ende seiner 
Betriebsphase als Endlager genutzt wurde, zu 
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diesem Wandel in der Wahrnehmung beigetragen 
(s. Regenauer et al. in dieser Ausgabe). Darüber 
hinaus wird oft darauf hingewiesen, dass sich der 
Stand von Wissenschaft und Technik, aber auch 
die gesellschaftlichen Forderungen bezüglich der 
Eigenschaften eines geplanten Endlagers in dem 
Zeitraum zwischen Standortwahl und Verschluss 
der Anlage ändern können. Auch die Möglichkeit, 
dass radioaktive Abfälle eines Tages vielleicht von 
zukünftigen Generationen wiederverwendet wer-
den können, wird in einigen Ländern als Argument 
für eine größere Flexibilität bei der Konstruktion 
und Umsetzung geologischer Endlager angeführt.
Akteure, die für die Entsorgung radioaktiver 
Abfälle verantwortlich sind, haben – wenn auch 
mit einem gewissen Widerstreben – offenbar 
begonnen, die Konzepte „Umkehrbarkeit“ (die 
Möglichkeit, Entscheidungen rückgängig zu ma-
chen) und „Rückholbarkeit“ (die Möglichkeit, die 
Abfälle aus dem Endlager herauszuholen) als not-
wendige, aber zeitlich begrenzte Bedingungen an-
zuerkennen, um das Endziel der passiven Sicher-
heit zu erreichen.1 Tatsächlich besteht heute selbst 
unter den stärksten Anhängern der geologischen 
Endlagerung ein breiterer Konsens darüber, dass 
der angestrebte Zustand der passiven Sicherheit 
nicht unmittelbar erreicht werden kann und dass 
die Stilllegung eines Endlagers ebenso eine sozi-
ale und politische wie auch eine technische Ent-
scheidung sein wird. Die Forderung nach Trans-
parenz und Dialog in der Entscheidungsfindung, 
durch die Kommunikation über unterschiedliche 
Problemwahrnehmungen und Rahmungen des 
Problems ermöglicht werden soll, wird immer 
lauter.
2 Ist Monitoring eine Lösung?
Monitoring, verstanden als jede Form der kontinu-
ierlichen Beobachtung des Verhaltens eines Endla-
gers und seiner natürlichen und sozialen Umwelt, 
könnte in dieser Situation eine wichtige Rolle in 
der Entscheidungsfindung bezüglich des Umgangs 
mit radioaktiven Abfällen spielen, da Regionalpo-
litik, Behörden und Zivilgesellschaft daran interes-
siert sein werden, eine Kontrolle über sicherheits-
relevante Aspekte zu haben. Welche Rolle genau 
das Monitoring spielen wird, ist noch unklar, aber 
die Hoffnung auf Transparenz ist immer damit ver-
bunden. Monitoring allein wird jedoch nicht das 
Versprechen erfüllen können, zu einem höheren 
Maß an Transparenz hinsichtlich der Sicherheit 
eines bestehenden Endlagers zu führen. Diese Er-
wartung lässt sich nur mit einem technischen Mo-
nitoring erfüllen, das die erforderliche Informati-
onsbasis schafft, um Entscheidungsoptionen auf-
zuzeigen. Die gesellschaftlichen Prozesse, die not-
wendig sind, um die technischen Daten aus dem 
Monitoring in Handlungsoptionen zu übersetzen, 
können als „soziales Monitoring“ bezeichnet wer-
den. Um ein soziales Monitoring zu gewährleisten, 
müssen kurzfristig entsprechende Institutionen 
geplant und geschaffen werden. Voraussetzung 
für die Institutionalisierung eines sozialen Monito-
rings sind „soziale Innovationen“.2 Diese müssen 
sich mit Problemen beschäftigen wie Governance-
Prozesse, Wissensmanagement über mehrere Jahr-
zehnte hinweg und dem Finden akzeptierter Ent-
scheidungen unter „offeneren“ Bedingungen, d. h. 
mit größerer Beteiligung der Öffentlichkeit.
Die Umsetzung solcher sozialer Innovationen 
ist eine komplizierte Aufgabe. Eine der Herausfor-
derungen ist beispielsweise die Erarbeitung einer 
Arbeitsdefinition, die beschreibt, was „Gewähr-
leistung von Transparenz“ in der Praxis bedeutet. 
Viele Institutionen mit unterschiedlichen Arbeits-
kulturen und unterschiedlichen Vorstellungen da-
von, was Transparenz bedeutet, müssten eingebun-
den werden und wären gezwungen, ihre Alltags-
konzeptualisierungen in tragfähige Kompromisse 
umzuwandeln. Eine weitere Herausforderung ist 
die Kombination von formellen und informellen 
Entscheidungsstrukturen, die für sinnvolle Parti-
zipation erforderlich ist (s. Swyngedouw 2005). 
Darüber hinaus impliziert das Aufgeben der Idee 
eines wartungsfreien Endlagers eine Verlagerung 
von Pflichten und Verantwortungen auf zukünftige 
Generationen, während die Lösung des Atommüll-
problems innerhalb der gegenwärtigen Generation 
lange Zeit als vorrangiges Ziel betrachtet wurde.
3 Die Diskussion über Monitoring
Unser Ziel ist es, der Annahme nachzugehen, 
dass jedes Monitoring mehr oder minder kom-
plexe gesellschaftliche Prozesse beinhaltet. Die-
se können sich darin unterscheiden, auf welche 
Weise zivilgesellschaftliche Organisationen und 
Stakeholder beteiligt sind, doch sie beruhen im-
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mer auf Prozessen von Wissensproduktion und 
Wissensmanagement.
Die gegenwärtige Diskussion über Monito-
ring befindet sich noch in einer frühen Phase und 
konzentriert sich weitgehend auf das technische 
Monitoring. Sie hat noch nicht vollständig Ein-
gang in die öffentliche Debatte gefunden, sondern 
findet v. a. innerhalb verantwortlicher Organisati-
onen und in internationalen Foren wie der Atom-
energiebehörde (IAEA), der Kernenergieagentur 
(NEA) der OECD und der Internationalen Kom-
mission für Strahlenschutz (ICRP) sowie in spezi-
ellen EU-Forschungsprojekten statt – zu letzteren 
gehören das FP5-Themennetzwerk zum Monito-
ring bei der Endlagerung in geologischen Formati-
onen (2001–2003), und das FP7-Projekt MoDeRn 
(2009–2013) (z. B. IAEA 2001, IAEA 2011; NEA 
2011; ICRP 2011; EC 2004; MoDeRn 2010; May-
er et al. 2012). Da das Thema eng mit praktischen 
Fragen der Umsetzung verbunden ist, besteht die 
Gefahr, dass sich eine „neue Technokratie“ her-
ausbilden könnte. Reflektierende Diskussionen 
in den Sozialwissenschaften (z. B. Crouch 2011; 
Rifkin 2011; Grande 2012) haben gezeigt, dass 
analytische Ergebnisse von Forschung zu Gover-
nance und anderen beteiligungsorientierten For-
men, die die Erwartungen von Stakeholdern und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen berück-
sichtigen, keine allzu optimistischen Interpretati-
onen zulassen. In vielen Fällen werden die neuen 
beteiligungsorientierten Formen der Debatte und 
Diskussion die Konflikte um radioaktive Abfäl-
le nicht lösen.3 Im Kontext problemorientierter 
Forschung scheint es dennoch durchaus sinnvoll, 
darüber nachzudenken, wie sich technische und 
soziale Formen des Monitorings integrieren las-
sen. Die Vorteile eines schrittweisen Ansatzes für 
die Standortwahl und -planung, die Betriebspha-
se (in der die Abfälle in das Endlager eingebracht 
werden), die Phase der Vorbereitung und tatsäch-
lichen Verschließung sowie die Phase nach dem 
Verschluss könnten dadurch verstärkt werden. 
Auf die Vorteile und Probleme wird in diesem 
Schwerpunkt näher eingegangen. Wissenschaft-
ler, Vertreter von Regulierungsbehörden und der 
Industrie kommen darin zu Wort und schildern aus 
ihrer Sicht, was Monitoring für sie bedeutet, wel-
che Dilemmata und Probleme es gibt und welche 
Rolle Monitoring bei der Entsorgung radioaktiver 
Abfälle spielen kann.
4 Die Beiträge dieses Schwerpunktes
Beate Kallenbach-Herbert und Stefan Alt eröff-
nen den Schwerpunkt mit einem Überblick über 
zentrale Diskussionsthemen. Sie zeigen auf, dass 
Monitoring, auch in Abhängigkeit der jeweili-
gen Phase eines Endlagerbaus, unterschiedlichen 
Zwecken dienen kann, und weisen darauf hin, 
dass vor seiner Umsetzung geklärt werden muss, 
zu welchem Zweck es jeweils eingesetzt werden 
soll. Das klingt wie eine banale Feststellung, ist 
es aber nicht, wie die Erfahrung zeigt. Hier soll 
ein integriertes Monitoringkonzept helfen, das 
technisches und soziales Monitoring integriert. 
Nach Ansicht der Autoren sind selbst die techni-
schen Fragen noch nicht geklärt.
Im gleichen Zusammenhang beschreiben 
Anne Bergmans, Mark Elam, Peter Simmons 
und Göran Sundqvist die Entsorgung radioakti-
ver Abfälle als „soziotechnisches“ Problem. Sie 
betonen, wie hilfreich dieser Ansatz für die in-
ternationale Debatte sei. Das EU-Projekt „Mo-
DeRn“ befasst sich mit Fragen der technischen 
Umsetzung und Stakeholder-Beteiligung. Mit ei-
nem empirischen Ansatz werden nationale Erfah-
rungen analysiert, um „lessons learned“ heraus-
zufiltern. Ein solcher Ansatz kann sehr nützlich 
sein, um länderspezifische Herausforderungen 
zu identifizieren. In ihrem Beitrag konzentrieren 
sich die Autoren auf die Wahrnehmungen und 
Erwartungen verschiedener Stakeholder, wie sie 
bei Diskussionsrunden formuliert wurden, die in 
Belgien, Schweden und dem Vereinigten König-
reich stattfanden. Unterschiedliche Stakeholder 
verbinden unterschiedliche Bedeutungen mit 
Monitoring und halten unterschiedliche Ansätze 
für sinnvoll. Die Autoren heben hervor, dass der 
allgemeine Ruf nach einer „Lösung innerhalb 
unserer Generation“ zu kurz greife.
Die deutsche Gesellschaft für Nuklear-
Service und das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) berichten über ihre Erfahrungen in zwei 
besonderen Monitoring-Fällen: dem Monitoring 
von Abfallbehältern in Zwischenlagern sowie 
dem der bestehenden Gefahren für die Abfälle 
im Endlager Asse II infolge eines Grundwasse-
reinbruchs und instabiler Geologie.
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Anhand einer Auswertung nationaler und 
internationaler Richtlinien entwickeln Hannes 
Wimmer, Klaus-Jürgen Brammer und Michael 
Koebl eine strategische Perspektive auf das tech-
nische Monitoring. Als Dienstleistungseinrich-
tung für den Energiesektor sind sie für Abfälle in 
Zwischenlagern zuständig. Sie weisen darauf hin, 
dass den Möglichkeiten des Monitorings techni-
sche Grenzen gesetzt sind, die von der jeweiligen 
Phase der Errichtung und des Verschlusses eines 
Endlagers abhängen. Sie greifen die Frage der 
gesellschaftlichen Akzeptanz von Endlagern auf 
und erläutern, welche Rolle Monitoring aus ihrer 
Sicht dabei spielen kann.
Die Erfahrungen mit der Schachtanlage 
Asse II werden von Urban Regenauer und Chris-
tiane Wittwer (BfS) beschrieben. Das ehemalige 
Forschungsbergwerk wurde der Verantwortung 
des BfS unterstellt, als bereits über einen län-
geren Zeitraum Wasser einzudringen begonnen 
hatte. In dieser besonderen Situation liegt ihr 
Schwerpunkt auf Strahlenschutz. Ein interes-
santer Aspekt dabei ist, dass ihre Aktivitäten in 
einen komplexen Prozess eingebunden sind, in 
dem die Beteiligung der Öffentlichkeit (Asse-II-
Begleitgruppe etc.) ein zentrales Merkmal ist.
Dieser für Deutschland neue Ansatz zeigt, 
wie wichtig es ist, über institutionelle Strukturen 
nachzudenken, die eine Schnittstelle zwischen 
technischem und sozialem Monitoring bilden. 
Als in diesem Aspekt relativ modern bewerten 
Sophie Kuppler und Peter Hocke den Plan der 
Schweiz, Monitoring mithilfe eines Pilotendla-
gers zu testen. Dabei werden von den Autoren 
auch die Institutionen für Bürgerbeteiligung be-
rücksichtigt, die bereits während des gegenwär-
tigen Standortauswahlverfahrens „Sachplan“ 
aufgebaut werden. Kuppler/Hocke weisen auf die 
Komplexität der Aufgabe hin und auf die damit 
verbundenen großen Herausforderungen im Hin-
blick auf die Prozesse der Interessenartikulation 
und -aggregation. Trotz dieser positiven Ansätze 
sei deutlich, dass die konkrete Planung der Mo-
nitoring-Aktivitäten, einschließlich der techni-
schen Einrichtungs- und Betriebspläne, noch in 
Vorbereitung ist. Der institutionelle Rahmen zur 
Gewährleistung einer hochwertigen Umsetzung 
der Forderung nach Transparenz sei bisher noch 
nicht abgesteckt worden.
Im Unterschied zu den oben genannten Au-
toren gehen Detlef Appel und Jürgen Kreusch 
zunächst auf die Notwendigkeit der Rückhol-
barkeit ein. Unter diesem Gesichtspunkt erörtern 
sie die Herausforderungen eines (technischen) 
Monitorings, das Informationen darüber liefern 
soll, ob sich ein Endlager nach dem Verschlie-
ßen so verhält wie erwartet. In Übereinstimmung 
mit anderen Autoren sehen sie den Hauptzweck 
des Monitorings darin, das Vertrauen der Öffent-
lichkeit in das Endlagersystem zu gewinnen; sie 
warnen jedoch vor der Annahme, dass ein Moni-
toring allein diese Aufgabe erfüllen könne.
Wenn Monitoring ein Mittel zur Problemlö-
sung ist, stellt sich die Frage: Wie lässt sich das 
Problem konzeptualisieren und welche Schlüsse 
lassen sich daraus für die Entsorgung radioaktiver 
Abfälle ziehen? Achim Brunnengräber, Lutz Mez, 
Rosaria Di Nucci und Miranda Schreurs schlagen 
vor, das Atommüllproblem als ein „wicked pro-
blem“ zu betrachten, was impliziert, dass eine 
Lösung nicht ohne Beteiligung der Öffentlichkeit 
gefunden werden kann. Ihrer Ansicht nach ist eine 
Multi-Level-Governance-Analyse von zentraler 
Bedeutung, um das Zusammenspiel der verschie-
denen Akteure zu verstehen; sie warnen jedoch da-
vor, die Machtverhältnisse zu unterschätzen. Eine 
weitere Herausforderung sehen sie darin, auch in 
„schweren Zeiten“ und über längere Zeiträume an 
transparenten Prozessen festzuhalten.
Mithilfe empirischer Fallanalysen können 
Herausforderungen für die Langzeit-Governance 
solcher Endlager erkannt werden. Catharina 
Landström und Jan-Willem Barbier befassen sich 
mit zentralen Bedingungen, die von (potenziel-
len) Standortgemeinden von Endlagern formu-
liert wurden. Zu diesen Bedingungen gehören 
durchgängige Transparenz, durchgängige Beob-
achtung und gezieltes Monitoring. Sie berichten 
über die Schwierigkeiten, diese Bedingungen 
einzuhalten, und stützen ihre Argumentation auf 
die Beobachtung des Geschehens in den „lokalen 
Partnerschaften“ in Belgien, die in den Prozess 
der Konstruktion und Umsetzung einer Entsor-
gungseinrichtung für schwach- und mittelaktive 
Abfälle involviert sind. Von besonderem Interes-
se sind aktuelle Ereignisse in der Anlage sowie 
Fragen bezüglich ihrer Schließung, die gegen-
wärtig diskutiert werden. Obwohl es sich bei den 
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gelagerten Abfällen nicht um hochaktive Abfälle 
handelt, so die Autoren, sei die Zeitspanne zwi-
schen Bau und Schließung der Entsorgungsan-
lagen vergleichbar und somit ein Transfer von 
„lessons learned“ möglich.
5 Ausblick
Es wäre naiv zu erwarten, dass eine Öffnung der 
Debatte über die Entsorgung radioaktiver Ab-
fälle, die theoretisch durch ein Monitoring er-
reicht werden könnte, automatisch zu Akzeptanz 
führen würde. Dies gilt besonders in Fällen wie 
z. B. Deutschland, wo polarisierte Konflikte be-
reits seit über vier Jahrzehnten andauern. Diese 
haben zu einer tiefen Kluft zwischen zentralen 
Akteuren und der Industrie einerseits und Re-
gierungsorganisationen andererseits geführt, die 
in ihrem Bemühen, gesellschaftliche Akzeptanz 
zu erzielen, eine Strategie des „Durchlavierens“ 
verfolgen (Hocke/Renn 2009).
Wie auch in der Klimapolitik brauchen Län-
der, die Atommüll besitzen, soziale Fantasie, um 
neue Institutionen entwickeln zu können, die in 
der Lage sind, Konflikte aufzugreifen, zu tolerie-
ren und sich in einer zukunftsorientierten Weise 
mit ihnen auseinanderzusetzen. Solche Institutio-
nen über Jahrzehnte am Leben zu erhalten, ist eine 
weitere Herausforderung. Dennoch sind strategi-
sche Planungen und Diskurse über künftige Ent-
wicklungspfade (hier: die Zukunft der radioakti-
ven Abfälle) notwendige Aufgaben in modernen 
Gesellschaften (Grunwald 2012: v. a. S. 19–26 
und S. 55–88). Ob sich Wissenschaftsexperten, 
Regierungsorganisationen und Zivilgesellschaft 
hinreichend dafür verantwortlich fühlen, Anstoß 
für eine transparente Umgestaltung des alten, 
konfliktreichen Prozesses zu geben, bleibt eine 
offene Frage. Vorausschauende Technikfolgenab-
schätzung und STS-Forschung haben diese Her-
ausforderung im Blick und halten analytische Per-
spektiven und anwendungsorientiertes Wissen für 
notwendige strategische Entscheidungen bereit.
Anmerkungen
1) Zur Konzeptualisierung dieser Begriffe s. NEA 
2012.
2) Brigitte Geissel verwendet den Begriff „partizipa-
torische Innovation“ für Innovationen in komple-
xen Governance-Systemen. Im gesellschaftlichen 
Diskurs über die Entsorgung radioaktiver Abfälle 
verstehen wir diesen konzeptionellen Rahmen als 
eine Form von sozialer Innovation, da die Gesell-
schaft heute zunehmend in Entscheidungsprozes-
se zur Entsorgung nuklearer Abfälle einbezogen 
wird (s. Geissel 2009).
3) Siehe die Reaktionen auf Studien wie z. B. von 
Streffer et al. (2011) zum Konzept „Gorleben 
plus“, das vorsieht, den Standort Gorleben weiter 
zu erkunden, um über seine Eignung als Endla-
ger für hochaktive/wärmeentwickelnde Abfälle 
entscheiden zu können, und gleichzeitig mit der 
oberirdischen Erkundung alternativer Standorte 
zu beginnen. Solche Strategien mögen auf lange 
Sicht erfolgreich sein, auf die gegenwärtige ge-
sellschaftliche Debatte über Atommüllpolitik ha-
ben sie jedoch keinen sehr großen Einfluss.
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Guaranteeing Transparency 
in Nuclear Waste Manage-
ment: Monitoring as Social 
Innovation
Introduction to the Thematic 
Focus
by Peter Hocke, ITAS, Anne Bergmans, Uni-
versity of Antwerp, and Sophie Kuppler, ITAS
Any activity involving radioactive materials, 
in industry, research, medical applications, and 
most notably nuclear power production, produces 
radioactive waste. The high level (life threaten-
ing doses of radiation) and long lived (radiation 
levels remaining intact up to 100.000 and even 
millions of years) wastes mainly from nuclear 
power plants, are thought to be too dangerous to 
keep forever within society, as they would need 
continuous (re)treatment. Therefore, already in 
1957 the US National Academy of Science sug-
gested deep geological disposal as the safest way 
to dispose of this type of waste (NAS 1957).
In the long-lasting debate on how to best 
implement such a geological repository, “moni-
toring” is a central aspect currently under dis-
cussion. Mostly, the term refers to the technical 
gathering of data about the way, in which the re-
pository and its surroundings develop. But also 
related societal processes of making sense of the 
technical data, and putting the act of monitoring 
in a context of responsible care or continuous 
vigilance, are part of the debate.
1 The Need for a Change in Strategy
Until fairly recently, in countries like Switzer-
land, Germany and Belgium, the general idea 
was that the construction of a deep geological 
repository could be realized in a straightforward 
way and an inherently safe repository could be 
constructed within two to three decades.
With the concept of geological disposal be-
coming more concrete, the notion of an immedi-
ately maintenance-free repository has been more 
and more challenged. The original, simplified vi-
sion of a relatively quick sequence from licensing 
and constructing, over operating to fully closing a 
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